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Schriftliche Erklärung zu Tibet

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, die UN-Charta, den 
Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte sowie die internationalen 
Übereinkommen über die Achtung der Würde und der Rechte des Menschen,

– gestützt auf Artikel 116 seiner Geschäftsordnung,

A. in Erwägung der Vorfälle, die in den letzten Monaten in Tibet stattgefunden haben und bei 
denen mehr als 100 Menschen ums Leben gekommen sind und ca. 2 300 Menschen 
verletzt und inhaftiert wurden,

B. in Erwägung des brutalen Vorgehens gegen die Inhaftierten, die gefoltert, misshandelt und 
unter menschenunwürdigen Bedingungen festgehalten werden,

C. in Erwägung des Berichts von Amnesty International, in dem eindeutig festgestellt wird, 
dass China seit 2001, d. h. seit der Vergabe der Olympischen Spiele an das Land, nichts 
unternommen hat, um die Einhaltung der Menschenrechte zu verbessern, sondern dass 
sich die Lage der Bürger der Volksrepublik China vielmehr verschlechtert hat,

D. in Erwägung eines wesentlichen Grundsatzes der Olympischen Charta, der lautet: „Jede 
Form der Diskriminierung eines Landes oder einer Person aufgrund von Rasse, Religion, 
Geschlecht oder aus politischen und sonstigen Gründen ist mit der Zugehörigkeit zur 
olympischen Bewegung unvereinbar“,

1. verurteilt entschieden die Besetzung Tibets durch China;

2. fordert, dass die Anwendung körperlicher und psychischer Gewalt gegen die Bewohner 
Tibets gänzlich eingestellt wird;

3. ist beunruhigt darüber, dass das IOC in dieser Frage nicht eine ebenso deutliche Haltung 
einnimmt wie gegenüber der Republik Südafrika zu Zeiten der Apartheid, als Südafrika 
vom IOC von der Teilnahme an den Olympischen Spielen ausgeschlossen wurde;

4. ist enttäuscht, dass der olympische Geist und die Regeln des „Fair play“ wieder verletzt 
und missachtet werden;

5. beauftragt seinen Präsidenten, diese Erklärung mit den Namen der Unterzeichner den 
Parlamenten der Mitgliedstaaten, dem Europäischen Rat und der Kommission zu 
übermitteln.


